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BERLIN. Die Mehrheit der Deut-
schen spricht sich für eine För-

derung von Frauen in Chefetagen
per Gesetz aus. Wie die Zeitung Welt
am Sonntag unter Berufung auf eine
repräsentative Umfrage im Auftrag
des Bundesfamilienministeriums
berichtet, wünschen sich 70 Prozent
der Bevölkerung eine gesetzliche
Regelung, um die Zahl weiblicher
Führungskräfte zu erhöhen.

Demnach sind 79 Prozent der
Frauen und 62 Prozent der Männer
in Deutschland der Meinung, die

Politik solle eine
höhere Zahl an
Frauen in Füh-
rungspositionen
gesetzlich veran-
kern. 95 Prozent
der Frauen seien
zudem der Auf-
fassung, es gebe
in Deutschland
genügend
Frauen, die für
eine Tätigkeit im
Topmanagement
geeignet seien.
Auch 88 Prozent

der Männer stimmen dieser Aus-
sage zu. Derzeit sind von 180 Vor-
standsposten in Dax-Konzernen
nur fünf von Frauen besetzt.

Verschiebebahnhof Chefetage

Bundesarbeitsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) kritisierte:
„Die Führungsspitzen von deut-
schen Großunternehmen sind im-
mer noch geschlossene Zirkel. Da
wechseln häufig dieselben Männer
zwischen Vorständen und Auf-
sichtsräten. Wegen dieses Verschie-
bebahnhofs gebe es immer noch
viel zu wenige Frauen an der Spitze
dieser Firmen.“ Von der Leyen sagte
weiter: „Ich jedenfalls werde einen
Zuwachs von einem halben Pro-
zentpunkt in zehn Jahren nicht als
Revolution feiern.“ Von der Leyen
macht sich für eine verbindliche
Frauenquote von 30 Prozent für
Dax-Unternehmen bis 2018 stark.

Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) unterstützt das Vorhaben
aber nicht. Auch Familienministe-
rin Kristina Schröder (CDU) zieht
eine für jedes Unternehmen unter-
schiedliche sogenannte „Flexi-
Quote“ zur Förderung von weibli-
chen Führungskräften vor. Die 30
Dax-Unternehmen haben verspro-
chen, mehr für die Frauenförderung
zu tun wollen dieses Jahr eine selbst
definierte Quote festlegen.

Die SPD-Vizevorsitzende Ma-
nuela Schwesig kritisierte: „Noch
nie waren junge Frauen in Deutsch-
land so gut qualifiziert wie heute,
aber Deutschlands Chefetagen sind
bei der Frauenförderung noch in
der Steinzeit.“ Sie forderte eine ge-
setzliche Frauenquote von mindes-
tens 40 Prozent für Vorstände und
Aufsichtsräte der großen Konzerne.
„Freiwillige Vereinbarungen zwi-
schen Politik und Wirtschaft haben
zu nichts geführt.“ (dapd)

Mehrheit will
Frauenquote in
Unternehmen
70 Prozent der Deutschen

fordern gesetzliche Regelung
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SPD-Vize Manuela
Schwesig fordert
eine Frauenquote
von 40 Prozent.

Ostafrika leidet unter der wohl
schlimmsten Dürre und Hun-

gersnot seit 60 Jahren. Das Zentrum
für Entwicklungsforschung und das
International Food Policy Research
Institute haben eine Studie zu der
Geo-Ressource Boden herausgege-
ben. Mit der Dürre in Ostafrika be-
kommt die Studie „The Economics
of Desertification, Land Degrada-
tion and Drought“, die sich mit der
Ausbreitung von Wüsten, der Bo-
denverschlechterung und der Dürre
beschäftigt, noch mehr Relevanz.
Kurzfristig gehe es zwar jetzt vor al-
lem darum, Menschenleben zu ret-
ten, sagt Agrarökonom Joachim von
Braun. Doch müssten schon jetzt
die Grundlagen für eine nachhaltige
Bodennutzung und eine Steigerung
der Agrarproduktion in diesen Ge-
bieten gelegt werden.

Die Studie wurde vor zwei Wochen
veröffentlicht, als die Hungerkatast-
rophe in Ostafrika bereits die Nach-
richten beherrschte. Hat Sie diese Ak-
tualität überrascht?

Die bedrohliche Lage in Ostaf-
rika ist uns seit einigen Monaten
bekannt, durch die Informationen
der Frühwarnsysteme sowie Mitar-
beiter in der Region. Die Ursachen
dieser Hungersnot sind menschen-
gemacht und nicht nur naturbe-
dingt. Ich habe zum Thema Hunger
in dieser Region schon in den
1980/90er Jahren gearbeitet und
hatte gehofft, dass sich Hungers-
nöte in dem Ausmaß in diesem
Jahrhundert eigentlich nicht wie-
der ereignen würden.

Worum geht es in der Studie?
Weltweit leben derzeit schon

etwa 1,5 Milliarden Menschen auf
degradiertem Land, also auf immer
unproduktiver werdenden Böden.
Rund 40 Prozent der Armen dieser
Welt versuchen, dort ihr Auskom-
men zu finden. In manchen Län-
dern verursacht die verminderte
Bodenfruchtbarkeit bereits rund
zehn ProzentVerlust des Bruttosozi-
alprodukts. Aber das Problem tritt
nicht nur in trockenen, sondern
auch in feuchten Gegenden auf, wo
ein Großteil der Nahrungsmittel für
die Welternährung produziert wird.
Es ist also ein globales Problem. In
der Studie haben wir nun das Aus-
maß der Degradation von Böden er-
fasst sowie Handlungsrichtlinien
für Lösungen aufgezeigt. Ziel ist es,
mit der Studie den Weg zu einer
Konvention für nachhaltige Boden-
nutzung zu weisen, die die Uno im
nächsten Jahr auf der „Rio plus 20“-
Tagung verabschieden sollte.

Was trägt zur Bodenzerstörung bei?
Bevölkerungszuwachs, Klima-

stress, die Übernutzung von Böden,
der Anbau von Pflanzen zur Bio-
energie-Produktion, die steigende
Tierproduktion, Regenwaldrodung
gehören zu den Faktoren. Dieser
Prozess ist kein neues Phänomen,
aber er hat sich in den letzten Jahren
enorm beschleunigt. Die Dürre am
Horn von Afrika führt uns jetzt nur
in aller Schärfe vor Augen, dass die
Ressource Boden stark gefährdet ist.

„Hungersnot wird von Menschen gemacht“
Der Agrarökonom Joachim von Braun plädiert für Nomadenwirtschaft und nachhaltige Bodennutzung

Haben einige dieser Gründe die Hun-
gerskatastrophe mit verursacht?

Unsere Kartierungen weisen
diese Region als besonders verletz-
lich aus. Besonders betroffen sind
dort die Viehhalter, die Nomaden.
Sie müssen bei Trockenheit ihre
Vieherden in andere Gebiete trei-
ben – aber diese Möglichkeit wurde
ihnen durch die Expansion des
Ackerbaus zunehmend
genommen.

Sind die Nomaden zum
Untergang verurteilt?

Die Weidewirtschaft
ist in den Dürre- Gebie-
ten eine – im Prinzip –
sehr effiziente und
nachhaltige Art der Be-
wirtschaftung. Pflügt
man dort den Boden
und baut Getreide an,
geht die Bodenfrucht-
barkeit schnell zurück.
Für diese Regionen ist
eine umfassende Land-
nutzungsstrategie nö-
tig, die Nomaden brauchen Rechts-
sicherheit und Akzeptanz traditio-
neller Nutzungsrechte, sowie dürre-
resistente Grasmischungen. Die
Kleinbauern benötigen dürre-resis-
tente, ertragreichere Sorten, Zugang
zu Mineraldünger und Märkten.

Die Studie befasst sich mit der öko-
nomischen Bewertung der Boden-
zerstörung, den Kosten undVorteilen

eines nachhaltigen Landmanage-
ments. Warum ist das so wichtig?

Nur wenn die Kosten der Degrada-
tion bekannt sind, wird die Politik
handeln.Wir haben uns in den letzten
Jahren mit den Kosten des Klimawan-
dels beschäftigt, dem Wert der biolo-
gischen Vielfalt und der Ressource
Wasser. Dass auch die Bodenfrucht-
barkeit ein sehr wichtiges, erhaltens-

wertes öffentliches Gut
ist, wurde ausgeblendet.
Mit dem Boden steht
und fällt die Sicherung
der Welternährung. Die
Kosten nachhaltiger Bo-
denbewirtschaftung
sind langfristig niedriger,
als die Kosten sinkender
Boden-Produktivität, die
im Extrem Hungersnot
mit verursacht.

Die Politiker wachen
auf, die Forscher wid-
men sich dem Thema.
Investoren scheinen ei-
nen Schritt weiter: Sie

kaufen Land, um Profit zu erzielen.
Die Preise für landwirtschaftli-

ches Land haben sich binnen fünf
Jahren weltweit verdoppelt bis ver-
vierfacht. Das zieht zum einen spe-
kulative Land-Investoren an, die auf
weitere Preissteigerungen wetten.
Zum anderen gibt es die sogenann-
ten Landgrabbing-Investitionen,
wo ausländische Regierungen oder
deren Agenturen Land in Asien oder
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Vor allem nomadisierende Viehhalter sind Opfer von Dürren: Wegen der Aus-
weitung des Ackerbaus können sie nicht in fruchtbarere Gebiete weiterziehen.

Afrika akquirieren, um dort Agrar-
produkte für sich zu produzieren –
aber eben nicht nur Nahrungsmit-
tel, sondern auch Pflanzen für die
Biosprit-Produktion. Die hohen Bo-
denpreise machen diese Akquisi-
tion von Land zunehmend auch für
lokale Eliten attraktiv zulasten der
lokalen Bevölkerung. Schätzungs-
weise haben in Afrika in den letzten
sechs Jahren bereits 50 Millionen
Hektar so neue Besitzer bekommen.

Aber braucht die Landwirtschaft
nicht mehr Investitionen?

Ja, aber die Staatengemeinschaft
muss sich auf einen Verhaltensko-
dex einigen, auf Prinzipien für eine
verantwortungsvolle Bewirtschaf-
tung, für Landkauf und Investitio-
nen. Er muss für nationale Regie-
rungen wie Investoren gelten und
seine Einhaltung einklagbar sein.

Was sollte dieser Kodex enthalten?
Im Wesentlichen vier Prinzipien:

Die Ernährungssicherung des
Landes, in dem produziert wird,
muss höchste Priorität haben; In-
vestoren dürfen Lebensmittel nicht
an den Hungernden vorbei expor-
tieren; die Rechtssicherheit soll
auch für die lokale Bevölkerung gel-
ten, sie muss vorab über die Investi-
tionen informiert werden und dann
daran partizipieren; nachhaltige
Bewirtschaftungsweisen müssen
garantiert sein. Die Verabschiedung
einer solchen Übereinkunft ist auch
ein Ziel unserer Studie.

Was ist sofort angesichts dieser Dürre
zu tun?

Kurzfristig geht es darum, Men-
schenleben zu retten. Dazu muss die
Hilfe auch in die Gebiete gebracht
werden kann, zu denen die Al-Schab-
aab-Milizen den Zugang verweigern.
Diese Blockade verletzt meines
Erachtens das Menschenrecht auf
Zugang zu Nahrung. Die Weltge-
meinschaft sollte prüfen, ob dies
nicht ein Grund für eine militärische
Intervention ist. Und dieWeltgemein-
schaft muss schnellstens das nötige
Geld aufbringen. Gleichzeitig müssen
wir aber schon jetzt die Grundlagen
für eine nachhaltige Bodennutzung
und eine Steigerung der Agrarpro-
duktion in diesen Gebieten legen.

Gibt es Erfahrungen, wie schnell sich
Länder und Bevölkerung von einer
solchen Hungersnot erholen?

Oft trügt nach Hungersnöten der
Schein, wenn die Felder und Weide-
gründe wieder grün werden. Aber
die betroffenen Menschen, insbe-
sondere die Kinder, erholen sich
Zeit ihres Lebens nicht mehr von ei-
nem solchen Hungerschock, nicht
physisch und nicht psychisch. Wir
wissen aus neusten Forschungen,
dass die Entwicklung der Organe,
des Kreislaufsystems und des Ge-
hirns beeinträchtigt bleiben. Des-
wegen dürfen diese Hungersnöte
auch nicht als vorübergehende Er-
scheinung eingestuft werden. Da-
mit wird die Lebensbahn einer gan-
zen Generation zerstört.

Das Gespräch führte
Martina Doering.
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Joachim von Braun (61)
ist Agrarökonom und Chef
des Zentrums für Entwick-
lungsforschung sowie Vi-
ze-Chef des BioÖkonomie-
Rats der Bundesrepublik.

V O N J A K O B S C H L A N D T

BERLIN. Wer im November bei
der Präsentation der neuen

Eon-Strategie aufpasste, hätte
schon hellhörig werden können.
Von einer Neuausrichtung ein-
schließlich „Effizienz und Optimie-
rung unseres operativen Geschäfts“
sprach Eon-Chef Johannes Teyssen.
Und: „Selbstverständlich bleibt
Düsseldorf unser Unternehmens-
standort.“ Auffällig ist jedoch das
fehlende Bekenntnis zu den Stand-
orten der deutschen Töchter des
Konzerns in München (Eon Energie;
Stromgeschäft), Essen (Eon-Ruhr-
gas; Gashandel) und Hannover (Eon
Kraftwerke). Diese drei Standorte
werden nun offenbar geschlossen.

Auch Auslandstöchter betroffen

Nach einem Bericht des Maga-
zins Spiegel hat der Eon-Vorstand
bereits beschlossen, das Europa-
Geschäft in Düsseldorf zu konzen-
trieren. Auch Eon-Töchter im Aus-
land sollen an den Rhein ziehen.
Nur die Zustimmung des Aufsichts-
rats, der in den kommenden Tagen
tagt, fehlt of-
fenbar noch.
Auf Anfrage
teilte Eon mit,
die Meldung
werde nicht
kommentiert.
Weiter hieß es
vieldeutig: „In
Folge der er-
heblich verän-
derten Rah-
menbedingun-
gen prüft Eon
mögliche Anpassungen der Strate-
gie und der Aufstellung des Unter-
nehmens.“ Entscheidungen seien
noch nicht gefallen.

Mit „veränderten Rahmenbedin-
gungen“ ist wohl die drastische Ver-
schlechterung der Geschäftslage ge-
meint. Wegen des beschleunigten
Atom-Ausstiegs musste Eon im
März die beiden Kernkraftwerke
Isar I und Unterweser stilllegen.
Zweites Sorgenkind ist das Gasge-
schäft: Die Preise auf dem Welt-
markt sind eingebrochen, doch Eon
Ruhrgas muss weiter alte und teure
Verträge mit Russland und Norwe-
gen erfüllen. Gleichzeitig will Eon
jedes Jahr Milliarden investieren: In
klimaschonende Kraftwerke und
die Expansion in Schwellenländer.

Einsparungen in Deutschland
sollen es nun offenbar richten. In
den Zentralen der Töchter arbeiten
je mehrere hundert Beschäftigte.
Vor allem in der Verwaltung lässt
sich Geld sparen. Von den Gewerk-
schaften ist erheblicher Widerstand
zu erwarten. Und: Eon kappt mit
dem Schritt seine Wurzeln. Der
größte deutsche Energiekonzern
war 2000 aus der Düsseldorfer Veba
(mit der Tochter PreussenElektra
aus Hannover) und der Viag aus
München entstanden. 2003 kam die
Essener Ruhrgas hinzu.

Eon schließt
Gas- und

Stromtöchter
Bericht: Konzern legt alles in

Düsseldorf zusammen
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